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Die globalen Institutionen und herkömmli-
chen Entscheidungsstrukturen benötigen
tief greifende Reformen, wenn die zusam-
menhängenden Krisen wirkungsvoll über-
wunden werden sollen. Die aktuelle Welt-
wirtschaftskrise hat einmal mehr gezeigt,
dass eine wohlfahrtsfördernde Globalisie-
rung internationale Regelwerke und solche
Governance-Strukturen braucht, die für ei-
nen Interessenausgleich zwischen Indus-
trie-, Schwellen- und Entwicklungsländern,
zwischen Arm und Reich und zwischen den
Geschlechtern sorgen.
Wie müssen Institutionen und Regelwerke
aussehen, wenn sie den Weg in die CO2-
leichte Gesellschaft zu  ebnen helfen sollen
(vgl. S. 37 ff.)? Die Institutionen des ver-
gangenen Jahrhunderts sind dafür  jeden -
falls nicht gerüstet. Und die ersten Ant-
worten – nämlich die Etablierung der G20
auf die globalen Machtverschiebungen,
 reichen bei Weitem nicht aus. 
Allenfalls eine kosmetische Änderung, aber
noch nicht einen wirklichen Neuanfang be-
deutet es, den Schwellenländern im Inter-
nationalen Währungsfonds und bei der
Weltbank ein paar Stimmrechte mehr zu
gewähren. Und neue Clubs wie die G20
schließen nach wie vor die anderen 180
Staaten der Welt aus. Zwar löst sich das
alte Nord-Süd-Schema allmählich auf.
Doch in den Klimaverhandlungen bricht
der Nord-Süd-Konflikt immer wieder auf
und blockiert gute Verhandlungsergebnis-
se. Alte Nord-Süd-Gräben müssen bei der
Bearbeitung globaler Probleme jedoch
überwunden werden. Die Industrieländer
müssen die gewachsene Verhandlungs-
macht der Schwellen- und Entwicklungs-

länder endlich ernst nehmen. Die Zeiten des
einseitigen Diktats sind jedenfalls vorbei.
Die alte, zutiefst demokratische Frage, wie
sich Repräsentativität und Partizipation
mit Handlungsfähigkeit vertragen, stellt
sich im globalen Maßstab angesichts des
Klimawandels neu. Antworten auf diese
Frage gibt es derzeit noch keine. Außer der
zunächst richtigen, dass wir dafür doch die
UNO haben. Nur: Die Vereinten Nationen
sind schwerfällig, produzieren Kompromis-
se auf dem kleinsten gemeinsamen Nen-
ner und sind gerade so handlungsfähig
und effizient in ihren Entscheidungen, wie
es die Mitgliedsregierungen zulassen. Es ist
deshalb kein Wunder, dass auch im Klima-
Governance-Kontext darüber nachgedacht
wird eigene bereits existierende Clubs wie
das Major Economies Forum (MEF), ein Zu-
sammenschluss der 17 wichtigsten CO2-
Emittenten oder die G20 als Koordinatorin
für Wirtschafts- Finanz- und Klimafragen
fest zu etablieren. Die kleinen oder ökono-
misch schwachen Länder und als Instituti-
on die UNO wären die Verliererinnen die-
ser neuen Clubbildung.

Wider das Besitzstandswahren   
Das Verfestigen neuer Machtasymmetrien
kann nicht die Antwort auf die Krise der
Governance und auf den Machtzuwachs
der Schwellenländer sein. Reformen unter
dem Dach der UNO müssen weiter voran-
getrieben werden. Notwendig wären ande -
re Abstimmungsprozesse. Leider scheitern
alle Reformansätze immer wieder an Be-
sitzstandswahrer(inne)n, die ausschließlich
am Prinzip „ein Land eine Stimme“ fest-
halten wollen. So wird aber das Geschäft
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Plädoyer für die Zukunft  

Neue Ufer 

Die Finanzkrise, der Kampf ge-
gen den Klimawandel, die Welternäh-
rungskrise und die globale Armut können
nicht isoliert voneinander bearbeitet wer-
den. Diese Tatsache ist aber noch viel zu
wenig im Bewusstsein und auf der Agenda
politischer Entscheidungsträger, auch die
Zivilgesellschaft vernachlässigt das Thema.
Sieht man sich die Vielfachkrisen der Welt
genauer an, zeigt sich, dass die Institutio-
nen des 20. Jahrhunderts die Probleme
und Krisen mitbefördert haben. Unge-
bremste Deregulierung, Liberalisierung
und Privatisierung – die Zauberformeln
neoliberaler Globalisierung – waren nicht
zuletzt ein politisch getriebenes Projekt. Zur
Krisenbewältigung gehört deshalb auch,
die politisch-institutionellen Dimensionen
ins Visier zu nehmen. 

Von Barbara Unmüßig

Nur ein vernetztes internationales Koor-

dinieren und Abstimmen kann die eng mit-

einander verflochtenen Krisen bewälti-

gen. Gefragt sind Ministerien und Insti -

tutionen, die sich weitsichtiges Handeln

statt sektorales Denken auf die Fahnen

schreiben. 

Neue Institutionen braucht die Welt!
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machtstellung, viele Entwicklungsländer
und NGOs plädieren für einen zentralen
Fonds unter dem Dach der UNO.
Die Zukunft der Klimafinanzarchitektur
kann den Reformdruck auf die alten Struk-
turen der Entwicklungsfinanzierung ver-
stärken. Denn sie stehen schon seit länge-
rem in der Kritik. Die Entwicklungszusam-
menarbeit hat mit einer steigenden Zahl
von Gebern mit häufig unterschiedlichen
Prioritäten, Konzepten und Verfahren eine
Komplexität erreicht, die die Partner zu-
nehmend belastet und die Effizienz und
Wirksamkeit der Entwicklungszusammen-
arbeit beeinträchtigt. Koordinations- und
Kohärenzprobleme nehmen mit neuen Ak-
teuren (Schwellenländer, private  Stiftungen,
neue Ressorts) in der Entwicklungs- und
Umweltfinanzierung eher noch zu als ab.
Antworten auf all diese Fragen werden
dringlichst gebraucht. Reformansätze gibt
es einige. Sie müssen weiterentwickelt
und in politische Prozesse eingebracht
werden. Die Heinrich Böll Stiftung wird
hierfür verstärkt Denk- und Debattenraum
bereitstellen.

Neue Ufer 

Wann kriegen Sie die

 Krise?

Bei Wortverdrehern und Dumm -

heit, z.B. wenn Atomkraftbefür-

worter Atomkraftgegnern den

Ideologievorwurf machen.
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der exklusiven Clubbildung betrieben.
Wenn jedoch Normen und Werte im Kon-
text politischer Regelwerke noch einen
Platz im internationalen System behalten
wollen, gibt es letztlich keine Alternative
zur UNO. Keine Regierung setzt deren Re-
form jedoch auf die politische Tagesord-
nung. Nach dem letzten Anlauf (2005)
des damaligen UN-Generalsekretärs Kofi
Anan, scheint die UN-Reform ein Projekt
für Verlierer zu sein. Auch die Bundes -
regierung nicht. Der Koalitionsvertrag der
schwarz-gelben  Bundesregierung schweigt
jedenfalls dazu. Ein Indiz dafür, dass Kanz-
lerin Angela Merkel, die sich gerne auf in-
ternationalem Parkett sonnt und in Sonn-
tagsreden die UNO rühmt, de facto aber
weniger  als Multilateralistin agiert als es
den Anschein hat.

Viele offene Fragen
Wohin wir auch schauen, ob auf der na-
tionalen oder internationalen Ebene: Un-
sere politischen Systeme sind auf interde-
pendentes und weitsichtiges Handeln
kaum vorbereitet. Kurzfristigkeit und sek-
torales Denken herrschen vor. Innovative
Koordinierungs- und Abstimmungsprozes-
se sind rar. Diverse Reformansätze unter
dem Dach der UNO, sektorale Reformen,
die zum Beispiel die Zersplitterung der
 Zuständigkeiten im Bereich Welternäh-
rung und Weltagrarentwicklung oder bei
der Konfliktprävention überwinden sollen,
bleiben im Ansatz stecken.
Die institutionelle Fragmentierung im in-
ternationalen System wird sich durch die
künftige Klimafinanzierung eher noch ver-
stärken. Mehrstellige Milliardensummen
werden für die Vermeidung von Klima-
wandel und für die Anpassung an den Kli-
mawandel fließen. Über welche Institutio-
nen sie abgewickelt werden, ist nach wie
vor unklar. Die Weltbank bringt sich in Vor-




